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Gemeinsame Positionierung der Landesregulierungsbehörden betreffend die 
Festlegung der Dauer der Regulierungsperiode 
 
 
- Aktenzeichen GBK-24-01-3#3 - 

 
 
Sehr geehrter Herr Präsident Müller 
 
Sehr geehrte Damen und Herren, 
 
 
 
die Regulierungsbehörden der Bundesländer Baden-Württemberg, Brandenburg, 

Freistaat Bayern, Freistaat Sachsen, Freistaat Thüringen, Mecklenburg-Vorpommern, 

Niedersachsen, Nordrhein-Westfalen, Rheinland-Pfalz, Sachsen-Anhalt, Saarland und 

Schleswig-Holstein (nachfolgend: „Landesregulierungsbehörden“) möchten sich für 

die Möglichkeit der Einreichung einer Stellungnahme zum Entwurf einer Festlegung eines 

Regulierungsrahmens und der Methode der Anreizregulierung für Elektrizitäts- und 

Gasverteilernetzbetreiber sowie Fernleitungsnetzbetreiber (nachfolgend: „RAMEN“) mit 

Stand vom 16. Januar 2025 bedanken. Die Landesregulierungsbehörden haben sich 

entschieden, hinsichtlich der in RAMEN beabsichtigten Festlegung der Dauer der 

Regulierungsperiode eine gemeinsame Stellungnahme abzugeben.  

 

Im Einzelnen: 

 

 
Bundesnetzagentur 
für Elektrizität, Gas, Telekommunikation, 
Post und Eisenbahnen 
Große Beschlusskammer Energie 
Tulpenfeld 4 
53113 Bonn 
 
 

 Regulierungskammer Mecklenburg-Vorpommern, 19048 Schwerin 

  
 

Bearbeiter:  
Telefon: 0385  
E-Mail: info@regulierungskammer-mv.de 
Internet: www.regulierungskammer-mv.de 
 

Datum: 28.Februar 2025 
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I. RAMEN sieht in Tenorziffer 2.3 Satz 1 eine Dauer der Regulierungsperiode von drei 

Jahren vor. Bisher beträgt die Dauer der Regulierungsperiode gemäß § 3 Abs. 2 

ARegV fünf Jahre. Dies bedeutet eine Verkürzung der Dauer der Regulierungsperiode 

um 40 %. Die in RAMEN beabsichtigte Festlegung der Regulierungsperiode auf drei 

Jahre wird länderübergreifend kritisch gesehen. 

 

II. Der Länderausschuss hatte sich im Februar 2024 in seiner 95. Sitzung nach 

eingehender Erörterung die Eckpunkte der Bundesnetzagentur zur Ausgestaltung des 

neuen Regulierungsrahmens einstimmig kritisch gegen eine Verkürzung der 

Regulierungsperiode auf drei Jahre ausgesprochen (vgl. Ergebnisprotokoll über die 

95. Sitzung des Länderausschusses bei der Bundesnetzagentur für Elektrizität, Gas, 

Telekommunikation, Post und Eisenbahnen am 21. und 22. Februar 2024, S. 5).   

 

III. Die Landesregulierungsbehörden geben im Hinblick auf die Festlegung einer 

dreijährigen Regulierungsperiode Folgendes zu Bedenken: 

 

1. Unter fachlichen Gesichtspunkten eröffnet die Festlegung einer dreijährigen 

Regulierungsperiode mögliche Gefahren im Rahmen der praktischen Umsetzung 

(zeitliche Komprimierung zulasten der Netzbetreiber und Regulierungsbehörden, 

Schwächung des Effizienzanreizes, rechtliche und wirtschaftliche Unsicherheiten 

durch zeitliche Verzögerungen aufgrund potenzieller Beschwerdeverfahren zu 

zentralen regulativen Rahmenbedingungen, mögliche Auswirkungen auf den 

Kapitalmarkt insbesondere in punkto Verzinsung und damit einhergehender 

Vertrauensverlust und Verunsicherung bei Kapitalgebern). 

 

2. Darüber hinaus sehen die Landesregulierungsbehörden hinsichtlich der 

beabsichtigten Festlegung der Dauer der Regulierungsperiode unter rechtlichen 

Gesichtspunkten einen möglichen Verstoß gegen den 

Verhältnismäßigkeitsgrundsatz. 

 

a. Die Bundesnetzagentur beabsichtigt mit der Festlegung einer dreijährigen 

Regulierungsperiode einerseits den Netzbetreibern infolge dynamischer 

Kostenentwicklungen die Möglichkeit einzuräumen, Kostenänderungen im Bereich 

der Betriebskosten kurzfristiger in die Bestimmung der kalenderjährlichen 
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Erlösobergrenzen einzubringen (RAMEN S. 39 f.). Andererseits soll die Festlegung 

einer dreijährigen Regulierungsperiode im Einklang mit der Anreizregulierung zur 

Effizienzsteigerung führen (RAMEN S. 40). Das verfolgte Ziel der schnelleren 

Kostenanpassung im Bereich der Betriebskosten wird von den 

Landesregulierungsbehörden grundsätzlich begrüßt. 

 

b. Kritisch wird insbesondere die Angemessenheit der Festlegung einer dreijährigen 

Regulierungsperiode bewertet. Sie wird den Zeitverzug zwischen dem Anstieg der 

OPEX zwar mindern, aber nicht heilen können. Statt bis zu sieben Jahren 

Zeitverzug zwischen Kostenanstieg und Erlöswirksamkeit, führt die Festlegung 

einer dreijährigen Regulierungsperiode lediglich zu einer Reduzierung auf bis zu 

fünf Jahre. Dieser zweijährigen Reduzierung stehen zahlreiche negative Effekte 

gegenüber. Insbesondere der höhere Verwaltungsaufwand sowohl für 

Netzbetreiber als auch für die Regulierungsbehörden steht nicht im Verhältnis zur 

realistisch erwartbaren Wirkung Die Landesregulierungsbehörden haben 

erhebliche Zweifel, dass die in RAMEN vorgestellten Vereinfachungsmechanismen 

den Mehraufwand auf Seiten der Landesregulierungsbehörden und Netzbetreiber 

kompensieren würden. 

 

3. Im Übrigen sehen die Landesregulierungsbehörden erhebliche Probleme bezogen auf 

eine bundesweit einheitliche Festlegung der Dauer der Regulierungsperiode aufgrund 

der Regelung in § 54 Abs. 3 Satz 7 EnWG.  

 

IV. Nach alledem bitten die Landesregulierungsbehörden die Festlegung der Dauer einer 

dreijährigen Regulierungsperiode ernsthaft zu überdenken. Für Rückfragen stehen wir 

Ihnen gerne zur Verfügung. 

 

  

gez.       gez. 

          

Landesregulierungsbehörde   Landesregulierungsbehörde 

Baden-Württemberg    Brandenburg    
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gez.       gez.  

       

Regulierungskammer    Regulierungskammer  

des Freistaates Bayern    des Freistaates Thüringen  
 
 
gez.  gez.   

       

Regulierungsbehörde    Regulierungskammer 

Des Freistaates Sachsen    Mecklenburg-Vorpommern 

 

gez.       gez. 

       

Regulierungskammer    Regulierungskammer 

Niedersachsen     Nordrhein-Westfalen 

 

gez.       gez. 

        

Regulierungskammer    Regulierungskammer 

Rheinland-Pfalz     Saarland 

 

gez.       gez. 

        

Regulierungskammer    Landesregulierungsbehörde 

Sachsen-Anhalt     Schleswig-Holstein 

 

gez.  

  

Regulierungskammer 

Hessen 

 

Daneben unterstützen die Stadtstaaten der Freien Hansestadt Bremen und der Freien 

Hansestadt Hamburg die gemeinsame Positionierung und schließen sich der 

vorliegenden Stellungnahme an. 
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gez.       gez. 

     

Die Senatorin für Umwelt,   Behörde für Umwelt, Klima,  

Klima und Wissenschaft    Energie und Agrarwirtschaft 

Freie Hansestadt Bremen   Freie und Hansestadt Hamburg 

 

 

 




